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So geht unser Zuhause: Mit Mut Lüdenscheids Zukunft gestalten! 

Kooperation der CDU-Ratsfraktion und der SPD-Ratsfraktion Lüdenscheid 

25. Juni 2026 
Herrn  
Bürgermeister 
Sebastian Wagemeyer 
- Rathaus Lüdenscheid - 
  
 
Sitzung des Rates am 13. Juli 2026 
Tagesordnungspunkt “Bürgernahe, moderne, leistungsfähige und resiliente Verwaltung 
unter Änderung des Stellenplans” 
 
 
Präambel 
 
Die kommunale Selbstverwaltung steht vor großen Aufgaben. Die finanziellen 
Herausforderungen der kommenden Jahre erfordern nicht nur Veränderungen in der 
Ausgabenstruktur für gesetzliche und freiwillige Leistungen, sondern auch Reformen in der 
Verwaltung selbst. Mit dem Haushaltssicherungskonzept werden die finanziellen 
Rahmenbedingungen abgesteckt, doch eine dauerhaft handlungsfähige Verwaltung erfordert 
vor diesem Hintergrund auch eine Organisationsreform. Gleichzeitig muss eine 
Stadtverwaltung für Bürgerinnen und Bürger gut organisiert, ansprechbar und verfügbar 
sein und für aktuelle wie potenzielle Beschäftigte attraktiv sein.  
 
Die Verwaltung der Zukunft soll schlanker organisiert und kostengünstiger sein, dabei 
jedoch nicht an Handlungsfähigkeit und inhaltlicher Kompetenz verlieren. Auf dem Weg 
dorthin müssen angesichts der aktuellen Personalsituation an der Spitze des Fachbereichs 6 
bereits kurzfristig Lösungen umgesetzt werden. Daher verfolgt dieser Antrag im Folgenden 
das Ziel, die Aufgaben der aktuellen Fachbereiche 4 und 6 in einem technischen 
Geschäftsbereich unter Leitung eines/einer Beigeordneten zusammenzuführen. Diese 
Zusammenführung stellt jedoch nicht das Ende der Bemühungen zur Optimierung dar, 
sondern vielmehr den Anfang. Auch die Struktur der übrigen Fachbereiche und die Struktur 
der Fachdienste sollen nach und nach synergieorientiert neu aufgestellt werden, ein 
unmittelbarer Handlungsdruck wie im Falle des Fachbereichs 6 besteht jedoch nicht.  
Bei den antragstellenden Fraktionen herrscht Einigkeit über die Notwendigkeit der 
möglichst schnellen Schaffung einer eigenständigen und Einstellung einer neuen 
Jugendamtsleitung. Um die Ausschreibung schnell umsetzen zu können, ist im 
Beschlusstext bereits ein entsprechender ku-Vermerk abgebildet.  
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Dieser stellt ausdrücklich keine Vorfestlegung für eine Aufteilung und/oder Auflösung des 
Fachbereichs 5 dar, sondern dient im ersten Schritt dem soeben dargestellten Sachverhalt. 
Für den Fachbereich 5, wie auch alle übrigen Fachbereiche, soll die zukünftige 
Ausgestaltung und Einordnung innerhalb der Verwaltungsstruktur in einem 
Organisationskonzept durch den Bürgermeister bis zum Ende des Jahres vorgelegt werden.  
 
So bringen die antragstellenden Fraktionen kurzfristig notwendige Anpassungen (betreffend 
die Fachbereichsleitung 6 sowie die Jugendamtsleitung) auf den Weg und ebnen zugleich 
den Weg für eine ergebnisoffene langfristige Neuaufstellung der Gesamtstruktur im Sinne 
der im Antragstext und in der Begründung skizzierten Rahmenbedingungen. 
 
 
Beschlussvorschlag 
 
1. Der Bürgermeister wird beauftragt, die Aufbauorganisation der Verwaltung und 

nachgehend die Ablauforganisation sowie die Verwaltungsprozesse schrittweise unter 
Abkehr von der aktuellen Verwaltungsgliederung wie in der Begründung dargestellt 
weiterzuentwickeln und dem Rat bis zum Ende des Jahres 2026 ein 
Organisationskonzept für die zukünftige Verwaltungsstruktur vorzulegen. 

 
2. Ziel der Organisationsentwicklung ist eine leistungsfähige, bürgernahe, moderne und 

resiliente Verwaltung mit klaren Verantwortlichkeiten, kurzen Entscheidungswegen, 
einer Reduzierung von Schnittstellen und einer wirtschaftlichen Aufgabenerfüllung. 

 
3. Im Stellenplan werden folgende Änderungen aufgenommen: 

a) Fachbereichsleitung 4 – kw-Vermerk 
b) Fachbereichsleitung 5 – ku-Vermerk: Leitung Jugendamt, BesGr. A15 
c) Fachbereichsleitung 6 – ku-Vermerk: Fachdienstleitung „Klima- und Umweltschutz, 

Grünflächenplanung (Fachdienst 67)“ 
d) Beigeordneter, BesGr. B2 – Stellenschaffung 

 
4. Die Verwaltung wird beauftragt, schnellstmöglich die Ausschreibung der Stellen 

• Leitung des Jugendamtes, 
• Leitung des Fachdienstes 67 sowie 
• einer Beigeordnetenstelle für den technischen Geschäftsbereich 
durchzuführen bzw. die Vorbereitungen zu treffen. 
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5. Der Bürgermeister wird gebeten, den Wahlbeamten im Einvernehmen mit dem Rat 
Verantwortlichkeiten für die städtischen Beteiligungen zuzuordnen und diese von den 
Aufgaben des zentralen Beteiligungsmanagements abzugrenzen. 

 
6. Die Verwaltung wird beauftragt, kurzfristig eine Änderung des Ortsrechts vorzulegen, die 

a) Vergaben im Unterschwellenbereich von einer politischen Beteiligung ausnimmt, 
b) die bestehenden Wertgrenzen unter Berücksichtigung der zwischenzeitlichen 

Preisentwicklung mindestens verdoppelt. 
 
7. Die Verwaltung wird gebeten, die Grundsätze der Entbürokratisierung und 

Verwaltungsvereinfachung auch auf weitere Bereiche des Ortsrechts zu übertragen und 
entsprechende Vorschläge im Rahmen künftiger Evaluierungen vorzulegen. 

 
Begründung 
 
Die Stadtverwaltung steht vor erheblichen Herausforderungen. Demographischer Wandel, 
Fachkräftemangel sowie steigende Anforderungen an Flexibilität, Geschwindigkeit und 
Resilienz erfordern eine kontinuierliche Weiterentwicklung der Verwaltungsorganisation. 
 
Ziel ist es, die Leistungsfähigkeit der Verwaltung langfristig zu sichern und gleichzeitig die 
vorhandenen personellen Ressourcen effizienter einzusetzen. Die Verwaltung muss künftig 
mit weniger Personal leistungsfähig bleiben und gleichzeitig robuster, flexibler und 
effizienter organisiert werden. 
 
Hierfür ist eine strukturelle Neuaufstellung erforderlich, die bewusst auf der obersten 
Führungsebene beginnt. Ziel ist eine klare und stringente Führungsstruktur ohne 
Doppelzuständigkeiten und ohne Hierarchien zweiter Ordnung. Verantwortung soll 
eindeutig zugeordnet und auf allen Ebenen gleichwertig wahrgenommen werden. 
 
Künftig sollen aus dem Verwaltungsvorstand heraus über die von Wahlbeamten geleiteten 
Geschäftsbereiche strategische Leitlinien entwickelt und innerhalb der Verwaltung 
verbindlich vertreten werden. Hieraus erfolgen die Steuerung und Entwicklung von 
Konzepten durch die folgende Führungsebene sowie die operative Umsetzung durch 
Abteilungen mit klar definierten Zuständigkeiten und Verantwortlichkeiten. Die 
Leitungsebene nach den Wahlbeamten soll im Regelfall dem früheren höheren Dienst und 
die Abteilungsleitungen dem früheren gehobenen Dienst angehören. 
 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Seite 4 

 
So geht unser Zuhause: Mit Mut Lüdenscheids Zukunft gestalten! 

Kooperation der CDU-Ratsfraktion und der SPD-Ratsfraktion Lüdenscheid 

Die Neustrukturierung schafft den organisatorischen Rahmen für die weitere Entwicklung 
der Verwaltungsstruktur. Sie dient nicht der Ausweitung von Hierarchieebenen, sondern soll 
die Bündelung von Verantwortung, die Zusammenführung von Zuständigkeiten und den 
perspektivischen Wegfall anderer Leitungsfunktionen ermöglichen. 
 
Die Schaffung der Möglichkeit weiterer von Wahlbeamten geleiteter Geschäftsbereiche soll 
die Führungsstruktur entlasten, inhaltlich schärfen und die strategische Steuerungsfähigkeit 
der Verwaltung stärken. Die konkrete Ausgestaltung der künftigen Verwaltungsstruktur 
bleibt dem bis zum Jahresende vorzulegenden Organisationskonzept vorbehalten. Der kw-
Vermerk bei der Stelle Fachbereichsleitung 4 schafft die Voraussetzung für die Einrichtung 
eines von einem Wahlbeamten geleiteten technischen Geschäftsbereichs. Hierdurch sollen 
die für die räumliche Entwicklung der Stadt, die Infrastruktur, die Mobilität sowie den 
Umwelt- und Klimaschutz wesentlichen Aufgabenfelder in einer Verantwortung gebündelt 
und strategisch gesteuert werden. Gleichzeitig eröffnet die Bündelung die Möglichkeit, 
nachgelagerte Führungsstrukturen zu verschlanken und hierdurch langfristig Einsparungen 
zu erzielen. Die konkrete Einordnung dieses Geschäftsbereichs in die zukünftige 
Dezernatsstruktur bleibt dem Organisationskonzept vorbehalten. 
 
Die Besetzung einer zusätzlichen Wahlbeamtenstelle erfolgt unabhängig von 
parteipolitischen Erwägungen. Maßgeblich sind ausschließlich fachliche Eignung, 
Führungskompetenz und die Fähigkeit, die Verwaltung in zentralen Aufgabenbereichen 
strategisch weiterzuentwickeln. 
 
Mit den vorgesehenen Stellenplanvermerken-Vermerken wird sichergestellt, dass 
freiwerdende Leitungsfunktionen nicht automatisch in ihrer bisherigen Form nachbesetzt 
werden. Vielmehr werden organisatorische Anpassungen ermöglicht, die zu einer 
effizienteren Verwaltungsstruktur und einer nachhaltigen Entlastung des Haushalts 
beitragen. 
 
Die mit der Organisationsentwicklung verbundenen Veränderungen sollen insgesamt zu 
Einsparungen beitragen, ohne die Leistungsfähigkeit der Verwaltung zu beeinträchtigen. 
 
Die zeitnahe Besetzung der Funktionen Jugendamtsleitung sowie Fachdienstleitung 67 ist 
unabhängig von der endgültigen Organisationsstruktur erforderlich, um die dauerhafte 
Handlungsfähigkeit der Verwaltung sicherzustellen. Gleiches gilt für die Schaffung der 
organisatorischen und personalwirtschaftlichen Voraussetzungen für einen eigenständigen 
technischen Geschäftsbereich. Hierdurch wird sichergestellt, dass notwendige 
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Personalentscheidungen und organisatorische Weichenstellungen getroffen werden können, 
ohne der abschließenden Ausgestaltung der Verwaltungsstruktur vorzugreifen. 
 
Für die Steuerung der städtischen Beteiligungen ist eine klare Zuordnung von 
Verantwortlichkeiten erforderlich. Den Wahlbeamten sollen daher 
Beteiligungsverantwortungen übertragen werden, die eindeutig von den Aufgaben des 
zentralen Beteiligungsmanagements sowie der Gesamtverantwortung des Bürgermeisters 
abgegrenzt werden. 
 
Das bis zum Jahresende 2026 vorzulegende Organisationskonzept soll die 
Verwaltungsstruktur auf sämtlichen Führungsebenen betrachten und Vorschläge zur 
Optimierung von Zuständigkeiten, Führungsstrukturen und Personalkosten enthalten. Dabei 
sind insbesondere die Aufgabenverteilung zwischen Geschäftsbereichen, der folgenden 
Organisationsebene und der Abteilungsebene sowie mögliche Synergie- und 
Einsparpotenziale darzustellen. Hierbei ist auch zu bewerten, welche Organisationsform die 
Ziele einer leistungsfähigen, wirtschaftlichen und zukunftsfähigen Verwaltung künftig am 
besten erfüllt. 
 
Im Bereich der Vergaben soll der Unterschwellenbereich entsprechend den Möglichkeiten 
des § 75a GO NRW von politischer Beteiligung ausgenommen werden. Ziel ist eine 
effizientere und schnellere Aufgabenerledigung bei gleichzeitiger Wahrung der Grundsätze 
von Wirtschaftlichkeit, Transparenz und Gleichbehandlung. Darüber hinaus sollen die 
bestehenden Wertgrenzen an die zwischenzeitliche Preisentwicklung angepasst werden. 
 
Die vorstehenden Überlegungen sollen auch auf weitere Bereiche des Ortsrechts übertragen 
werden. Ziel ist eine moderne, leistungsfähige, zukunftsgerichtete und resiliente Verwaltung 
mit klaren Verantwortlichkeiten, kurzen Entscheidungswegen und dauerhaft tragfähigen 
Personalkosten. 
 
Mit freundlichen Grüßen  
 
 

gez. Fröhling gez. Voß 
Oliver Fröhling Jens Voß 
Vorsitzender CDU-Fraktion Vorsitzender SPD-Fraktion 

 


